
 

A/W. Die Nato-Staaten
haben ungeachtet der scharfen Kritik durch
US-Präsident Donald Trump an der Allianz
auf dem Gipfel in Ankara ihre Bündnistreue
und gegenseitige Beistandspflicht bekräf-
tigt.Die Staats-und Regierungschefs beton-
ten ihr „unerschütterliches Bekenntnis“ zur
„gemeinsamen Verteidigung gemäß Artikel
5“desNordatlantikvertrags. „EinAngriff auf
einen ist ein Angriff auf alle“, erklärten die
Nato-Partner darin.

Die von Russland angegriffene Ukraine
erhielt unterdessen eine neue Zusage für
milliardenschwere Militärhilfen. Für dieses
JahrsagenVerbündete70MilliardenEuro für
Ausrüstung, Unterstützung und Ausbildung
zu. 2027 soll die Militärhilfe mindestens auf
diesem Niveau fortgesetzt werden. Laut
Trump werden die USA der Ukraine die Er-
laubnis zum Bau von Patriot-Luftabwehrra-
keten erteilen. „Wir werden ihnen das Recht

geben, Patriots herzustellen“, sagte er bei
einem Treffen mit dem ukrainischen Präsi-
denten Wolodymyr Selenskyj. „Wir werden
ihnen zeigen,wie es geht“, fügteTrumpan.

Bundeskanzler Friedrich Merz sieht die
Zusage als wegweisend an. „Dem Kreml
dürfte langsam klar sein, dass sich Russland
in diesemKrieg nicht durchsetzen und seine
Kriegsziele nicht erreichen wird“, sagte der
CDU-Politiker. Der Gipfel in Ankara könne
einenEinschnitt in diesemKriegmarkieren.

Derweil drohte Trump angesichts der Es-
kalation im Iran-Krieg mit weiteren Angrif-
fen. Das US-Militär habe den Iran mit Atta-
cken in der Nacht „hart getroffen“ und „wir
werden sie höchstwahrscheinlich auch heu-
te Nacht wieder hart treffen“, sagte Trump.
Wenig später bestätigte das zuständige US-
Regionalkommando Centcom in der Nacht
auf Donnerstag eine neueWelle von Angrif-
fen gegenden Iran. dpa/AFP

Nato-Staaten erneuern
Bündnistreue zu Artikel 5
BmGpfl  A bt Stt ggstgBstdspflct.
USA sgUBu vPtt-Rt zu. Tumpdt I.

B. Die Grünen und die Linke haben
eine Eilklage beim Bundesverfassungsge-
richt eingereicht, um die noch für diesen
Freitag geplante Abstimmung über die Re-
form der Gesetzlichen Krankenversicherung
(GKV) imParlament zu verhindern.

Er habe das Gericht angerufen, weil er
„Zweifel habe, dass dieses Gesetzgebungs-
verfahren noch den verfassungsrechtlichen
Anforderungen an ein ordnungsgemäßes
parlamentarisches Gesetzgebungsverfahren
genügt“, erklärte der Grünen-Gesundheits-
politiker Janosch Dahmen. Er kritisierte ein
„chaotisches Gesetzgebungsverfahren“.
Eine hinreichende Prüfung imParlament sei
praktischnichtmöglich. AFP
Koentar

Opposition will mehr
Zeit für GKV-Reform

Von Annika Grah

Su. Trotz sinkender Steuereinnah-
men sehen die Menschen im Südwesten nur
zwei Bereiche, in denen das Land sparen
könnte: bei sich selbst – und bei der Kultur.
Vier von fünf Befragten imBaWü-Check,der
repräsentativen Umfrage baden-württem-
bergischer Tageszeitungen, finden, dass das
Land Personal in der Landesverwaltung kür-
zen sollte. Ein Versprechen, das die Regie-
rung imKoalitionsvertrag auch gegebenhat.

ObwohlGrüneundCDUzumStart jeweils
30Stellen indenvon ihnengeführtenMinis-
terien schaffen dürfen, beteuert Finanzmi-
nister Danyal Bayaz (Grüne), die Landesre-
gierunghalte amAbbauzielweiter fest.

Der zweite Bereich, in dem laut den Be-
fragten weniger Geld ausgegeben werden
sollte, sindKultureinrichtungenwieTheater
und Museen. 72 Prozent der Befragten sind
derAnsicht,dass hierwenigerGeld ausgege-
ben werden sollte. 2025 befürworteten nur
59ProzentKürzungen imKulturbereich.

Den Abbau von Schulden hält nicht ein-
mal jeder Fünfte für eine der wichtigsten

Aufgaben.Vor allem imsozialenBereich sol-
le das Land mehr Geld in die Hand nehmen.
90 Prozent möchten, dass mehr für Gesund-
heitseinrichtungen wie Krankenhäuser aus-
gegeben wird. 88 Prozent sind der Auffas-
sung, dassmehr Geld in die Ausstattung von
Schulen gesteckt werden sollte, 81 Prozent
sind für eine bessere Finanzierung von Kin-
dergärten.Auchhöhere Investitionen in Inf-
rastruktur wie Wohnungsbau (78 Prozent)
undStraßen (76Prozent) befürworten viele.

All diese Wünsche zu erfüllen dürfte an-
gesichts der Finanzlage schwierig sein.Hoch
sind die Erwartungen an die Landesregie-
rung indes nicht.Nur 38 Prozent der Befrag-
ten trauen ihr zu, die Zukunftsprobleme im
Südwesten erfolgreich anzugehen.

Das Vertrauen in den neuenMinisterprä-
sidenten CemÖzdemir (Grüne) ist hingegen
groß.53Prozent trauen ihmzu,einguterMi-
nisterpräsident zu werden. Ähnlich gut kam
zuletzt Vorgänger Winfried Kretschmann
(Grüne) weg: 50 Prozent der Befragten fan-
den imFebruarnach fast 15 JahrenAmtszeit,
Kretschmannhabe gut gearbeitet.
Leitartikel

Umfrage: Landesregierung
soll bei sich selbst sparen
BaWü-Check Ttz sd Stum fd dMsc mSüdwst,
dRgug sll u  zwBc sp, ämlc d Vwltug ud dKultu.

Kooperation und Konflikte erwartet

Glauben Sie, dass die Koalition aus
Grünen und CDU in Baden-Württemberg
gut zusammenarbeiten wird?
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Norwegen glänzt sportlih

Mm.D wgsc Elf um Supst E-
lg Hld ämpft mSmstg gg
Egld um d Ezug s Vtlfl.
Ds st  m Eflg – b u  As-
pt d sptlc Lstugsfägt ds
5,6-Mll-Ew-Lds. Ob Fuß-
bll, Rdspt, Wtspt, Lcttlt
dHdbll: Nwg st buf. red

Shweizweint überwältigt

Vcuv.Nc dm4:3-Sg gg K-
lumb zgt d Scwz gß Em-
t – ud fu sc u uf Agt-
. D ls ül gltd Scwz Kp-
tä Gt X s c dmEzug s
Vtlfl zu Bd ud wt. sid

Ägypten erhebt Vorwürfe

A. Ägypts THssmHss
wft dmScdsct v, mActlfl
Agt bvtlt zu b. D V-
bd ct Bscwd . „W sd b-
tgwd“, sgtHss c d 2:3-
Ndlg  d K.-.-Rud. sid

Fußball-WM heute

Kommentar

Von Hajo Zenker

Die Löcher in denKassenderKrankenkassen
werden immer größer. Soll es zum Jahres-
wechsel nicht erneut zu einerWelle von Bei-
tragserhöhungen für die Versicherten und
ihre Arbeitgeber kommen, muss schnell ge-
handelt werden. Die Frage ist nur: wie
schnell? Zwar ist verständlich, dass die Re-
gierung das Reformgesetz, das letztlich ein
Kürzungsgesetz ist, noch vor der Sommer-
pause durchbringen will. Doch warman sich
innerhalb der Koalition und in denVerhand-
lungen mit den sehr kritisch gestimmten
Ländern in vielen Punkten so uneins, dass
der erste in den Bundestag eingebrachte Ge-
setzentwurf quasiMakulatur ist.

Auf den letzten Drücker formulierte und
auf fast 300 Seiten verteilte Änderungen
sind eine Zumutung für Parlamentarier, die
gern wissen wollen, worüber sie da eigent-
lich abstimmen. Das Durcheinander ist so
groß, dass nun Oppositionspolitiker vor das
Bundesverfassungsgericht gezogen sind.

Wie das Urteil ausfallen wird, lässt sich
schwer vorhersagen. Immerhin, Karlsruhe
hat 2023 schon einmal die Verabschiedung
eines Gesetzes kurz vor der Sommerpause
gestoppt – damals ging es um das Gesetzge-
bungsverfahren zum sogenannten Hei-
zungsgesetz der Ampelkoalition. Unabhän-
gig davon gilt: lieber ein durchgerechnetes
Gesetz, das Anfang September zur Abstim-
mung steht, als allerlei Detailänderungen,
die niemandmehr versteht –und die uns al-
len gewaltig auf die Füße fallen können.

Lieber gründlich
als hektisch
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d gstzlcKvscug
gl. IPlwt b ctsc.
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Die Handwerkskunst der Bäcker

wird allgemein hochgeschätzt.

Wenn es aber um den Preis geht,

decken sich viele Kunden und

Kundinnen dann doch lieber an

der günstigen Supermarkt-

Backstation mit Croissant,

Brötchen oder Brot ein. Das

Nachsehen haben die klassi-

schen Bäckereibetriebe, deren

Zahl kontinuierlich sinkt.
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Su. Der baden-württembergische
Innenminister Manuel Hagel (CDU) hat der
langjährigenForderungdesBeamtenbundes
imLandnach einerVerkürzungder 41-Stun-
den-Woche fürdieLandesbeamteneineend-
gültige Absage erteilt: „Für eine Absenkung
der Stundenzahl sehen wir im Moment kei-
nen Spielraum“, sagte er auch mit Verweis
auf die Diskussionen um längere Arbeitszei-
ten in der kriselndenAutomobilindustrie.

DerBundesvorsitzendedesBeamtenbun-
des, Volker Geyer, warnt derweil vor einem
fortgesetzten „Beamtenbashing, das ganz
unmittelbar zur Respektlosigkeit gegenüber
dem Staat führt“. Der Weg zur Gewalt gegen
Beschäftigte des öffentlichen Dienstes sei
dann ganz kurz – die Gewalt habe „in den
letzten Jahren exorbitant zugenommen“.ms

Regierung lehnt
weniger Arbeit
für Beamte ab
ImstHglält 
Abtsztvüzug gscts d
Autmbls füupssd.

Kreisrundschau

Tageszeitung
im Kreis Böblingen
für Herrenberg und das Gäu
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Die Innenstädte profitieren
von Events aller Art: Dies
sagt eine neue Frequenz-
studie der IHK. Seite 13
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Baugebiet mit rund
40 Wohneinheiten. Seite 16
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Pläne für Neubebauung
in Rohrau: Wohnen und
Gewerbe zu gleichen Antei-
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Die Faustballerinnen
des TSV Gärtringen holen
die Meisterschaft
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